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INFO

Termine vorgemerkt:

16.Juli:
Gießen bleibt Nazifrei!
Ort:  Gießener Innenstadt
Zeit: Ganztägig
Info: giessenbleibtnazifrei.blogsport.de

06. August:
2. Friedenspolitischer Ratschlag
Ort:  DGB-Haus Frankfurt
Zeit: 11:00 - 17:30 Uhr
Info: linksfraktion-hessen.de

01.& 04. September:
Antikriegstag und zweiter Jahrestag 
des Massakers von Kundus
Info: ag-friedensforschung.de

03. September:
2. Kreisvorsitzenden-Konferenz
Ort: Schwalmstadt
Zeit: Ganztägig
Info: die-linke-hessen.de

04. September:
Ratschlag der LINKSFRAKTION 
Hessen mit sozialen Bewegungen
Ort:  Frankfurt
Zeit: Ganztägig
Info: linksfraktion-hessen.de

01. bis 02. Oktober:
4. Landesparteitag LINKE. Hessen
Ort:  Wetzlar
Zeit: Zweitägig
Info: die-linke-hessen.de

21. bis 23. Oktober:
2. Bundesparteitag DIE LINKE 
Ort:  Erfurt
Zeit: Dreitägig
Info: die-linke.de

Weitere Termine und Infos unter
www.die-linke-hessen.de

jederzeit, weltweit“ ist, und über die Lockangebote für junge 
Leute,die die tödliche „Arbeit“ im Ausland machen sollen. Denn 
die Risiken werden verschwiegen - Zinksarg, Rollstuhl, Psychiatrie 
und das Töten von Menschen, die uns nie angegriff en haben. 
Während und nach der Aktion wurden noch viele Flug-
blätter verteilt. Viele Besucher stimmten zu, dass Kriegs-
werbung auf dem Landesfest eigentlich nichts zu suchen 
hat. Die Mehrheit der Bevölkerung ist ganz deutlich gegen 
den Krieg in Afghanistan.     
Insgesamt war auch diese Aktion ein Erfolg des 
Bündnisses „Bildung ohne Bundeswehr“. Ihm war es 
in dreimonatiger Arbeit gelungen, viele Bündnispartner
zu gewinnen (verdi FB 5, DGB-Jugend, GEW-Studierenden-
gruppe, SDAJ, IPPNW, attac Frankfurt, LAG FIP und die 
LINKE). Dank auch an die GenossInnen vom KV Hochtau-
nus, die viel zur gelungenen Aktion beigetragen haben!  

Stefanie Haenisch ist Mitglied des Landesvorstandes und 
Sprecherin der Landesarbeitsgemeinsachft Frieden und 
internationale Politik.   

Bereits am Pfi ngstmontag waren zur Ehrung von Soldaten
der US-Army, der Bundeswehr, sowie der Bundes - und Landes-
polizei nicht nur der hessische Ministerpräsident
Bouffi  er und US-Generalkonsul Edward M. Alford erschienen.
Ebenfalls gut sicht- und hörbar war auch eine ganze Schar
von Friedensaktivisten, unter ihnen zahlreiche Abgeordnete
der LINKEN, die einen Hessentag mit Friedens- statt 
mit Kriegswerbung einforderten.    
Ein politisch aktiver Lehrer und unsere Landtags-
abgeordnete Barbara Cárdenas informierten zudem 
auf der öff entlichen Sitzung der Fraktion DIE LINKE 
im Hessischen Landtag über die bundesweite Militär-
Werbung an Schulen und was man dagegen tun kann.  

120 Kriegsgegner kamen dann am 18.6. zum Protest gegen die 
Bundeswehr auf dem Hessentag – und damit deutlich mehr als 
erwartet.       
Vor dem Eingang zum Platz der Bundeswehr informierten wir die 
Besucher des Hessentages in vielen kurzen Ansprachen über 
den Umbau der Bundeswehr zu einer Armee, die „einsatzbereit,

KEIN WERBEN FÜRS STERBEN!  
Die Bundeswehr braucht nach der Abschaff ung der Wehrpfl icht dringend freiwillige Rekruten und wirbt bundesweit hundertfach an 
Schulen und auf Veranstaltungen. Mit Feldküche, technischem Gerät, öff entlicher Soldaten-Ehrung und „vielseitigen Berufsangeboten“ 
warb sie auch auf dem Hessentag um die Gunst des Millionenpublikums. „Schluss damit - und Schluss mit dem Krieg“, sagten dazu laut 
und deutlich DIE LINKE und organisierte Friedensaktive. Von Stefanie Haenisch.        

Janine Wissler im Interview: DIE LINKE in der Anti-Atombewegung und der Kampf um die Energiewende

„Die Auseinandersetzungen um Atomkraft und 
Energiewende sind noch lange nicht beendet!“ 

zahler auf viele Milliarden Schadensersatz verklagen können,
weil ihnen Einkünfte aus dem Verkauf von Atomstrom ausbleiben.
Die Energiewende könnte daher tatsächlich sehr, sehr teuer
werden. Die Bundesregierung verbindet den Atomausstieg 
weder mit einem Umbau der Energiewirtschaft noch mit 
einem verstärkten Ausbau der Erneuerbaren Energien. Statt-
dessen will sie Atom durch Kohle ersetzen, was angesichts 
des Klimawandels unverantwortlich ist.   
MI: Warum hat die Linksfraktion im Bundestag als einzige 
gegen diesen Entwurf gestimmt?    
JW: Wir fi nden das Gesetz zum Teil ausdrücklich falsch, zum 
Teil geht es nicht weit genug. SPD und Grüne versuchen dieses 
halbherzige Gesetz, das die Monopolstellung der großen vier 
Stromkonzerne zementiert, als Triumph zu feiern, obwohl viele 
Umweltverbände und die Anti-Atombewegung es ablehnen. Die 
Auseinandersetzung um Atomkraft und Energiewende ist noch 
lange nicht beendet. Als LINKE haben wir uns bis jetzt sehr aktiv in 
die Anti-Atomproteste eingebracht. Unsere Teilnahme an diesen
Protestaktionen sowie eine deutliche Kritik am Vier-Parteien-
Beschluss des Bundestags werden in Zukunft noch wichtiger. 
Janine Wissler ist Vorsitzende und energiepolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im Hessischen Landtag.

MI: Janine, was sagst Du zum aktuellen Atomausstiegs-
kompromiss?     
JW: Das neue Gesetz zeugt von dem öff entlichen Druck, unter
dem die Atomkraftbefürworter stehen. Die schwarz-gelbe 
Bundesregierung hat ihre Laufzeitverlängerung zurücknehmen 
müssen. Aber unumkehrbar ist auch der jetzige Beschluss 
nicht. Bis 2022 stehen noch drei Bundestagswahlen an, und wir 
haben gesehen, was mit dem rot-grünen Atomausstieg passiert 
ist. Deshalb haben wir vorgeschlagen, ein Verbot der zivilen 
und militärischen Nutzung der Atomkraft im Grundgesetz fest-
zuschreiben. SPD und Grüne haben der Vorlage der Regierung 
zugestimmt, obwohl sie fatale Folgen haben kann.  
MI: Was ist so falsch an dem Gesetz? 
JW: Der sogenannte Atomausstieg der Bundesregierung ist nicht 
unumkehrbar, nicht rechtssicher und natürlich ist 2022 auch 
viel zu spät. Ein schnellerer Atomausstieg wäre möglich und 
angesichts des nicht zu verantwortenden Restrisikos dringend 
nötig. Es reicht auch nicht, die 17 AKW stillzulegen, wir brauchen
einen Ausstieg aus der gesamten Technologie, die Uranreiche-
rungsanlage Gronau und die Forschungsreaktoren dürfen nicht 
ausgeklammert werden. Das Gesetz über den Ausstieg ist
zudem so formuliert, dass die Strommonopolisten die Steuer-



Misere in der Bildungspolitik:

Vorbereiten auf den 
Sturm an den Unis!
Von Jens Liedtke - DIE LINKE. Darmstadt.

An den Hochschulen wird es im Herbst zu einem 
riesigen Ansturm kommen. Denn geburtenstarke 
Jahrgänge, der gleichzeitige Schulabschluss von 
Abiturienten mit acht- und neunjähriger Oberstufe 
sowie die Aussetzung der Wehrpfl icht fallen in die-
sem Jahr zusammen. Viele Unis sind schon jetzt 
weit über Kapazität – bis zu 150 Prozent – belegt. 
Es mangelt an Lehrpersonal und Räumen. Die Uni 
Kassel hat deshalb vorsorglich Turnhallen und 
Räume der örtlichen Kirchen angemietet.  

Von den vollmundigen Versprechungen, die 
Bildung zu fördern, ist nichts geblieben. Die Lan-
desregierung hat einer Kürzung von 30 Millionen 
an den Hochschulen eine Aufstockung der Mittel 
um 20 Millionen folgen lassen. Nach dem neu-
en Hochschulgesetz sind die Unis gefordert, al-
les an Drittmitteln einzuwerben, was sie kriegen 
können – von privaten Unternehmen, der Bundes-
wehr oder sonst wem. Zudem wird die Grundfi -
nanzierung immer mehr  ausgedünnt. Immer mehr 
Mittel werden über „Erfolgskonten“ verteilt. Bei 
der Messung des Erfolgs schneiden die Lieblinge 
der Landesregierung, die Stiftungsuni Frankfurt 
und die „selbständige“ TU Darmstadt, besonders 
gut ab. Anderen fehlt es am Nötigsten. 

Die Hochschulleitungen reagieren auf diese 
Nöte, indem sie den Zugang zu den Hochschulen weiter 
beschränken. Ein guter Schulabschluss ist längst kei-
ne ausreichende Berechtigung mehr auf einen Hoch-
schulzugang. Es werden entweder Bestnoten verlangt 
oder strenge Auswahlverfahren durchgeführt. Im 
Mai 2010 protestierten die Hochschulrektoren noch 
in Wiesbaden gegen den Hochschulpakt. Von ihrem 
Widerstand ist aber nicht viel übrig geblieben. 

Dafür diskutieren die Allgemeinen Studierenden-
ausschüsse (AStA) und die Schülervertretungen 
über Proteste im Herbst, möglicherweise bundes-
weit. Die SchülerInnen sind schon von der Unter-
fi nanzierung der Schulen betroff en und kommen 
demnächst an Unis, wo sie vor dieselben Probleme 
gestellt werden.  Für den Studierendenverband 
Linke.SDS und den Landesverband der LINKEN 
wird es notgwendig, die Studis zu unterstützen 
und für die Themen (Bildungs-)Gerechtigkeit und 
eine gerechte Steuerpolitik zu werben. 

Organisieren gegen die Wohnungsnot! 
DIE LINKE in Frankfurt besetzte symbolisch ein leerstehendes städtisches Wohnhaus und 
lenkte die Aufmerksamkeit auf ein zentrales städtisches Problem: Bezahlbarer Wohnraum ist 
trotz Leerstand Mangelware. Von Annette Ludwig.

und die Anlage zum Main hin öff nen. Sicher sehr schön, 
aber wohl kaum von Normalverdienern zu bezahlen. Da 
erfahrungsgemäß die jetzigen Mieter nach einer „zeit-
weiligen“ Umsetzung nicht mehr zurückkehren, fordert 
die Mieterinitiative im Mainfeld eine Sanierung der 
Siedlung. Deshalb haben sie auch schon im Planungs-
ausschuss protestiert.    
Auch bei der Neubebauung des „alten“ Unigeländes 
in Bockenheim ist die ABG dabei. Diel die Stadt ein 
gemischtes Gebiet schaff en – Gewerbe, Kunst und 
Wohnungen. Die ABG plant 100 Eigentumswohnungen 
und 100 Mietwohnungen mit einem qm-Preis deut-
lich über 10 €. Dagegen wehren sich Bewohner der 
Gegend in der Initiative „Ratschlag Campus Bocken-
heim.“ Durch laute Störungen haben sie jetzt erst-
mals die Oberbürgermeisterin dazu gezwungen, sich 
den Argumenten der Bürgerinitiativen zu stellen.  

Annette Ludwig ist Vorsitzende der LINKEN. Frankfurt

Mangelnder Wohnraum trotz massenhaft städtischem und 
gewerblichem Leerstand - wie hier in der Sandhofstraße.

 
 
Quadratmeter Bürofl äche ungenutzt, und es werden 
immer weitere Büros gebaut. Gleichzeitig suchen allein 
7000 Leute über das Wohnungsamt eine Sozialwohnung. 
Jedes Jahr fallen 1200 Wohnungen aus der Sozialbin-
dung heraus.     
Und das ist nur die Spitze des Eisbergs der Wohnungs-
not. Normalverdiener ächzen unter den Mietpreisen. 
Unter €10/qm2 ist überhaupt keine einigermaßen 
ordentliche Wohnung zu fi nden. Eine Eigentumswoh-
nung ist auch immer weniger ein Ausweg. Die letzte 
Wirtschaftskrise hat gezeigt, wie schlimm eine Finan-
zierungsverschuldung ist.   
Auf der Seite www.leerstand-frankfurt.de wurden 
schon viele Häuser gemeldet und eingestellt, die seit 
Jahren nicht mehr benutzt werden.  
In der Siedlung Mainfeld wehren sich die Mieter gegen 
den von der AGB-Holding geplanten Abriss der über 800 
Sozialwohnungen. Die ABG will Passivhäuser bauen

Arbeit statt „Bürgerarbeit“
DIE LINKE kämpft vor Ort gegen die weitere Ausdehnung prekärer Arbeit und die von 
der Bundesregierung eingeführte „Bürgerarbeit“. Von Gabi Faulhaber.

Weiterhin werden durch die Bürgerarbei-
ter/innen reguläre Arbeitsplätze im öff ent-
lichen Dienst verdrängt. Bürgerarbeit trägt 
somit zur Erosion des Öff entlichen Dienstes 
bei und ermöglicht eine Spirale des Lohn-
dumpings.“     
Der Ortsverband der Partei in Karben fl an-
kiert Alexandras Antrag mit einer breiten 
Öff entlichkeitsarbeit. Fast fl ächendeckend 
wird eine kleine Zeitung verteilt, die sechs 
Mal im Jahr über Initiativen der Linken be-
richtet.    

Gabi Faulhaber ist Kreistagsabgeordnete 
und Stellvertetende Landesvorsitzende.

In Hessen haben sich zehn Kreise für „Bürgerarbeit“ gemeldet. 
Das sind Kassel-Stadt, Kassel-Land, Schwalm-Eder-Kreis, 
Werra-Meißner-Kreis, Off enbach, Waldeck-Frankenberg, 
Landkreis Gießen, Wetteraukreis, Lahn-Dill-Kreis und
Marburg-Biedenkopf. 
Der Landesvorstand hat im Mai eine Arbeitsmappe für alle Kreise 
und Mandatsträger/innen verschickt, damit sie gegen die unso-
ziale Bürgerarbeit aktiv werden können. Einige Mandatsträger/
innen haben bereits in ihren Kommunalparlamenten Anfragen 
gestellt und die Parteigruppen sind an die Öff entlichkeit getreten.
Gut wäre, dies zeitnah in allen Parlamenten der oben genannten 
Kreise zu tun. Die Arbeitsmappe kann auf der Internetseite der 
Linken Hessen heruntergeladen werden.   
Alexandra Hinkel ist neue Stadtverordnete der Linken in Karben 
im Wetteraukreis. Sie hat die Arbeitsmappe des Landesvorstands 
gleich genutzt, um gegen Bürgerarbeit in der Stadt Karben vor-
zugehen. Karben will acht Bürgerarbeiter/innen einsetzen, um 
die Stadt sauber zu halten und Anlagen zu pfl egen. Besonders 
perfi de: diese Bürgerarbeiter/innen sollen von einer Beschäfti-
gungsgesellschaft des Wetteraukreises ausgeliehen werden. 
Alexandra beantragte: „Die Stadt Karben stellt keine Bür-
gerarbeitsplätze zur Verfügung und beschäftigt die Bür-
gerarbeiter/innen auch nicht als Leiharbeiter/innen. Die 
vorgesehenen Stellen werden im Bauhof aufgestockt, 
das Personal eingestellt und nach Tarif bezahlt.  
Die Arbeiten, die von den Bürgerarbeiter/innen durchgeführt 
werden sollen, sind für die Stadt Karben notwendige Arbeiten und 
keine zusätzlichen Arbeiten! Dafür müssen Arbeitskräfte sozial-
versicherungspfl ichtig eingestellt und tarifl ich bezahlt werden. Es 
macht keinen Sinn, mit Steuergeldern subventionierte Arbeits-
programme aufzulegen, die eine Ablösung aus Hartz 
IV nicht vorsehen, sondern lediglich „Aufstocker“ 
hervorbringen.     

Kämpft für Arbeit, von der man leben kann: 
Stadtverordnete Alexandra Hinkel.

Jens Liedtke ist Mitglied im Landesvorstand der 
LINKEN Hessen und des SDS - Sozialistisch 
Demokratischer Studierendenverband. 

Die Wohnungsnot ist in Frankfurt 
enorm. Mitglieder von DIE LINKE, 
der Kreisverband Frankfurt und die
Römerfraktion sind aktiv bei der
Organisation des Protests dabei.

Im Februar besetzte der Kreisver-
band symbolisch ein leerstehen-
des Haus der ABG-Holding. Diese 
Wohnungsbaugesellschaft gehört 
mehrheitlich der Stadt Frankfurt.

Mit der Aktion wurde der Wider-
spruch zwischen massenhaft feh-
lendem bezahlbarem Wohnraum 
und der riesigen Menge von leerste-
henden Büros skandalisiert.  

Schon jetzt sind zwei Millionen
 



„Zuwachs mit Linksaktiven“
DIE LINKE.Off enbach über Politik in der kleinsten Großstadt Hessens. Von Per Oldehaver.

Die Recherchen zum Kommunalwahlkampf 
brachten es an den Tag: DIE LINKE hat in Off enbach 
mehr Mitglieder als „Die Grünen“. Mehr als Hundert 
Genossinnen und Genossen fasst unser Kreisverband 
auf gut 40 km² zusammen.   
Über die Kampagne LINKSAKTIV haben 
wir bereits im vergangenen Jahr eine Reihe 
Aktive gewonnen, die es uns auch ermöglicht, im 
Stadtbild präsent zu sein. Bei Infoständen außerhalb 
der Wahlkämpfe begegnen uns die Menschen oft auf-
geschlossener, weil sie es „von den anderen Parteien 
nicht gewohnt sind, außerhalb des Wahlkampfes mal 
etwas zu sehen.“ Das bietet uns dann einen guten 
politischen Ansatz, der über Wahlen und Wahlkämpfe 
hinaus geht.     
Manche honorieren unser Engagement mit einem 
kostenlosen „KLAR“-Abo. Von den ohnehin 
regelmäßig verteilten KLAR Zeitungen erhalten wir
sogar manchmal Rücklauf des „Abo-Coupons“ auf 
der letzten Seite der Zeitung. Weitere Sympathi-
santInnen erreichen wir über die Arbeit des SGB-
II-Dialog e.V. Der Verein kümmert sich intensiv um 
HARTZ4-Betroff ene und nutzt dabei hin und wie-
der die Räume unserer Geschäftsstelle. 
Die „Linke Ecke“ spielt eine inzwischen wichtige Rolle, 
denn hier triff t sich nicht nur der Kreisvorstand, sondern 
es fi nden regelmäßig Veranstaltungen zu sozialen, po-
litischen und kulturellen Themen statt. Das ist wichtig, 
denn so gibt es der linken Szene in Off enbach einen Ort 
und ein Ziel für geimeinsames Erleben und Handeln.
Die Verankerung in den örtlichen Gruppen ist un-
erlässlich. Nicht nur die Zusammenarbeit mit

dem SGB-II-Dialog e.V., auch das gute Verhältnis
zur örtlichen attac-Gruppe und weiteren Gruppen der 
sozialen Bewegungen, Gewerkschaften und Religions-
gemeinschaften sind ein Grundstein für die Arbeit 
vor Ort.      
Beim „Markt des Protestes“ haben wir schon zwei 
Mal zusammen mit den anderen Gruppen einen Teil 
der FußgängerInnenzone in ein kleines Widerstands-
nest verwandelt. Mal wurde die örtliche Bankfi liale 
mit „Großbanken entmachten“-Absperrband einge-
wickelt, ein anderes Mal mit Sprühkreide zentrale 
Botschaften in der ganzen Innenstadt hinterlassen.
Die Stadtfraktion Fraktion unterstützt die außer-
parlamentarische Arbeit, weil Anträge und Reden im
Sitzungssaal überhaupt nur dann wirksam werden, 
wenn sie von Aktionen und Menschen in „Bewegung“ 
unterstützt und getragen werden.  
Ein Antrag der LINKEN hat so dafür gesorgt, dass 
zunächst bei der umstrittenen Maindammsanierung 
Bürgerinnen und Bürger an der Entscheidung beteiligt 
werden. Das ist natürlich nur ein kleiner Schritt für 
die grundsätzliche Beteiligung der Off enbacherinnen 
und Off enbacher an wichtigen Entscheidungen zur 
Stadtentwicklung. DIE LINKE möchte gerne grund-
sätzliche Transparenz- und Beteilungsrechte in Stadt-
politik verankern.     
„Wir sind stolz darauf, dass wir für das Projekt Main-
damm schon in der Planungsphase für die notwen-
dige Bürgerbeteiligung gesorgt haben“ so Johannes 
Günther, ehemaliger Stadtverordneter der LINKEN. 
„Nicht für, sondern mit den Menschen gemeinsam 
Stadtpolitik machen muss unser Ansatz bleiben.“

Zahlen und Fakten über Off enbach am Main 
und den Kreisverband Stadt Off enbach: 

• Einwohnerzahl: 118.000
• Davon knapp 50% mit Migrationshintergrund
• Kleinste kreisfreie Großstadt in Hessen 
• Mit 7,9 % höchste Arbeitslosenquote in Hessen
• Schuldenstand: Offi ziell 600 Millionen Euro
• Haushaltsvolumen: ca. 250 Millionen
• MdL: Al Wazir (Grüne), Habermann (SPD),
 Grüttner (Minister, CDU) 
• Dauer-Konfl ikte: Armut, Integration, Fluglärm
• Mitglieder LINKE Stadt Offenbach: Gut 100
• LINKE Stadtfraktion mit vier Stadtverordneten
• Wahlkreis von Christine Bucholz (MdB)
• Kreisverbandsbüro „Linke Ecke“

Kontakt & Info unter www.die-linke-of.de

Nachgefragt...
...bei Horst Schultheiss, Fraktions- 
vorsitzender LINKE Off enbach Stadt.
Wo werden die Schwerpunkte der kommunal-
politischen Arbeit der Fraktion in OF liegen? 
H.S.: Ich war bereits in der letzten Legislatur Stadtverord-
neter. Mich persönlich haben bisher Finanzfragen beson-
ders herausgefordert. Oft genug wird mindestens unsau-
ber gearbeitet, zu Lasten der Bürgerinnen und Bürger. 
Außerdem begleitet unsere Fraktion die Arbeit der 
kommunalen Arbeitsagentur sehr kritisch, und die 
drohende Privatisierung unseres Krankenhauses 
wird uns sicher ebenfalls schwer beschäftigen. 
Wie wollt ihr die Mitglieder und politisch Aktive in 
die kommunalpolitische Arbeit einbinden?  
H.S.: Wir wollen einen guten Teil unserer Arbeit 
als regelmäßige Fraktion-vor-Ort-Aktionen in den 
Stadtteilen gestalten. Damit können wir auch über 
Mitglieder hinaus Menschen erreichen. Oft genug 
ist es für Mitglieder sicher angenehm, wenn das 
Treff en „um die Ecke“ stattfi ndet. Aber unsere un-
mittelbare Präsenz in der Stadt und bei den Leu-
ten sollte weiter im Mittelpunkt stehen.  
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Ein neuer Anlaufpunkt in Offenbach: Die „Linke Ecke“ in der Domstrasse Ecke Taununsstraße. Neben 
Veranstaltungen des Kreisverbands, der Stadtfraktion und Bundestagsabgeordneten Christine Buchholz 

finden hier auch Treffen weiterer Gruppen statt, wie hier des Offenbacher Vereins „SGB-II-Dialog“.

Die Kandidatinnen und Kandidaten der LINKEN 
zur Kommunalwahl 2011. Mittendrin der neue 
und alte Fraktionsvorsitzende Horst Schultheiss 
(Vierter von links).    

Wir und Ihr - gegen Hartz IV
DIE LINKE Off enbach lädt zum „Sarrazynischen Abendmahl“
Zu einem „Tag der am Arbeitsmarkt Benachteiligten“ 
hatte der SGB-II-Dialog e.V. in die „Linke Ecke“ ein-
geladen. Außer einer Diskussionsrunde zum Thema 
„(A)typische Arbeitsverhältnisse?“ und einem Spazier-
gang zur nahegelegenen Arbeitsagentur, der „Main-
Arbeit“, war abschließend ein Sarrazynisches Abend-
mahl geplant: Für jedeN BesucherIn gab es ein Glas 
Wasser, einen Apfel und Brezeln im Gegenwert eines 
„Regelsatz-Abendessens“.   

Beim Besuch der „MainArbeit“ mit einem Transparent 
„Wir und Ihr - gegen Hartz4“ bat der Geschäftsfüh-
rer Schulze-Böing  die Gruppe aus rund 50 Aktiven 
persönlich darum, den Eingang freizuhalten. Der 
Einladung zur folgenden Diskussion in der nahelie-
genden LINKEN ECKE folgte Herr Schulze-Böing leider 
nicht. Deshalb entschloss sich die Gruppe spontan, 
ihren Unmut über die „MainArbeit“ auch anderen

mitzuteilen, und zog mit ihrem Transparent über die 
Hauptverkehrsstraßen in die Fußgängerzone zu einer 
Zwischenkundgebung an den Rathausplatz. 
Zurück in der LINKEN ECKE wurden die Aktiven von 
der Band „Lucky Losers“ begrüßt, die vor dem Laden 
kritisches Liedgut sehr angenehm zu Gehör brachten.
Danach begann eine spannende Diskussion mit vielen 
Gästen. Im Veranstaltungsraum waren ausgewählte 
Arbeitsverträge ausgestellt. Unter dem Titel „Dubiose 
Beschäftigung“ wurden Arbeitsverträge mit besonders 
unzureichenden Bedingungen oder Vereinbarungen, 
„außertarifl iche Verträge“ und andere Möglichkeiten 
des halboffi  ziellen, täglichen Betrugs an „Arbeitneh-
merInnen“ durch die so genannten „Arbeitgeber“ so-
weit öff entlich gemacht, wie es der Datenschutz zuließ.
Den  schönen Abschluss machte dann das „Sarrazy-
nischen Abendmahl“ zum Regelsatz-Preis.  



Nach der Kommunalwahl: Die Piratenpartei hat in Hessen erstmals einige Mandate errungen

„Jedes Schiff kapern!“ Doch welchen Kurs setzen die Piraten?
Die 2006 gegründete Piratenpartei hat sich Protest gegen staatliche Überwachung, für Transparenz, Basisdemokratie und freies Internet für 
alle auf ihre Fahnen geschrieben. Doch wie links ist diese Partei wirklich und welche Ziele werden angesteuert? Ihre neu gewählten Vertreter in 
hessischen Kommunalparlamenten zeigen sich nach allen Richtungen offen. Von Hans-Gert Öfinger.	

Im Main-Kinzig-Kreis wollten die Piraten von Wies-
badener Verhältnissen erst gar nichts wissen. Sie 
würden „keine Gemeinschaft nur mit der FDP oder 
nur mit der Linkspartei“ eingehen, so ihr Landes-
vizechef Ralf Praschak, weil man damit „in das je-
weilige politische und ideologische Lager rücken 
würde, wo wir nicht stehen wollen.“ Das von ihm 
angeregte „Dreierbündnis“ aus Linkspartei, Piraten 
und FDP kommt indes für die Linksfraktion nicht in 
Frage.					   

„Die erste Amtshandlung der Piraten, die mit der voll-
mundigen Forderung nach ‚Transparenz in der Politik‘ 
angetreten sind, war eine Kungelei mit der FDP, die 
der Wähler von fünf auf zwei Mandate in der Stadt-
verordnetenversammlung zurechtgestutzt hatte“, 
kritisiert die Linksfraktion im Darmstädter Rathaus. 

Im Wiesbadener Rathaus stand schon nach 
wenigen Tagen fest: Die drei Stadtverordneten der 
LINKEN und die zwei Parlamentsneulinge der Piraten 
bilden eine gemeinsame Fraktion. Diese ist nun in 
allen Ausschüssen vertreten, hat ein ehrenamtliches 
Magistratsmitglied und einen stellvertretenden Stadt-
verordnetenvorsteher. Beide Seiten beteuern, sie ver-
träten ähnliche politische Grundsätze.			

Wenige hundert Meter westlich hörte die 
Zusammenarbeit hingegen gleich wieder auf: Im 
Stadtbezirk Westend schlug der in den Ortsbeirat 
gewählte Pirat Markus Kairies das Kooperations-
angebot des wiedergewählten LINKE-Ortsbeirats-
mitglieds Jürgen Jäger gleich aus: „Eine interessante 
Idee, aber ich mag nicht und sehe meinen Nutzen 
nicht”, so Kairies.				  

DIE LINKE. Hessen gegen Sozialabbau und für soziale Gerechtigkeit:

Die Schuldenbremse würgt schon
Nach der Einführung der sogenannten „Schuldenbremse“ geht es ans große Kürzen. Ganz vorne 
auf der Streichliste der Regierung: Öffentlicher Dienst, Bildung und Infrastruktur. Trotzdem 
wollen CDU und FDP die Steuern wieder senken. Ein Teufelskreislauf ist in Gang gesetzt.

Kultusministerium: Hier stehen Kürzungen von 
68 Millionen Euro an. Angesichts der dramatischen 
Lage an Hessens Schulen wäre aber eine deutliche 
Mittelaufstockung nötig. Da die Schulen gleichzeitig 
in die finanzielle „Selbständigkeit“ entlassen werden 
sollen, steht zu befürchten, dass sie zum Beispiel von 
der neu geschaffenen Möglichkeit Gebrauch machen, 
Leiharbeiter einzustellen. Für Krankheitsvertretungen 
fehlt schon heute das Geld. Für den gemeinsamen
Unterricht für Kinder, die nicht auf Förderschulen ge-
hen wollen, stellt das Land das nötige Geld nicht bereit.
Ministerium für Wissenschaft und Kunst:	
Der „Hochschulpakt“ 2011-2015 bedeutet massive 
Kürzungen, dabei ist die Situation jetzt schon mehr 
als bedenklich (siehe Artikel S. 2). Die Studierenden

Begleitet von einem medialen Trommelfeuer und der 
Werbung aller vier etablierten Parteien wurde die so 
genannte Schuldenbremse am 27. März per Volks-
abstimmung in der Landesverfassung verankert.
Immerhin 30 Prozent stimmten trotz der völlig ein-
seitigen Informationskampagne dagegen - ein großer
Erfolg für das Bündnis gegen die Schuldenbremse.
Die Kürzungen im Landeshaushalt, vor denen DIE LINKE 
und das Bündnis gegen die Schuldenbremse gewarnt 
hatten, treten nun Schritt für Schritt in Kraft. Das wird 
zu schmerzhaften Einschnitten führen, gegen die auf 
Landesebene und vor Ort Protest zu erwarten und zu 
organisieren ist.				  
Die Landesregierung hat angekündigt, 2012 vor 
allem in folgenden Bereichen die Schere anzusetzen:

und die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
bereiten sich auf harte Zeiten vor, haben sie doch u.a. 
die Doppeljahrgänge durch G8 auszubaden.	
Wirtschaftsministerium: 54 Millionen weniger für 
2012. Straßen und Schienen werden zu leiden haben. 
In diesem Frühjahr spendierte das Land ein Schlag-
lochprogramm für die Kommunen, weil die nicht mehr 
in der Lage sind, die Instandhaltung zu finanzieren. 
Dieses Geld wird den Kommunen aber nächstes Jahr 
wieder abgezogen. Wie es dann gehen soll, weiß nie-
mand. Programme zur Ausbildungsförderung werden 
gekürzt oder ganz gestrichen. Auch die Ausbildungs-
verbünde, in denen sich Unternehmen zusammenge-
schlossen haben, die jeweils allein nicht ausbilden 
können, erhalten deutlich weniger Mittel.	
Innenministerium: Die Mittel für den Verfassungs-
schutz steigen zwar weiter, dafür müssen die 
Beschäftigten erneut bluten: 51 Millionen wollen 
CDU und FDP einsparen. Da das Ministerium auch 
für die Tarife der Landesbeamten und –angestellten 
zuständig ist, spart es über deren Löhne, Gehälter und 
Arbeitszeiten. Wenigstens bei der Arbeitsbelastung
ist und bleibt Hessen damit deutschlandweit Spitze.

Dem Verdi-Protest gegen die Schuldenbremse im Landtag folgten Strafanzeige und Hausverbot

Sie ist darüber verbittert, dass ihr Kandidat Werner 
Krone bei der Wahl in den Magistrat durchfiel, obwohl 
der LINKEN nach den Stimmenverhältnissen ein Sitz 
in diesem Gremium zugestanden hätte. 	
Werner Krone gehört zu den Gründern einer er-
folgreichen Initiative gegen die Nord-Ost-Umge-
hung, eine heftig umstrittene Umgehungsstraße. 
Der mit Hilfe der Piraten in den Magistrat gewählte 
FDP-Mann hingegen ist ein ausgesprochener Befür-
worter des Straßenprojekts. Auch nach der Magi-
stratswahl kooperieren die zwei Piraten im Darm-
städter Rathaus weiter mit der FDP und der eher 
konservativen Wählergruppe UWIGA.		   
„Egal welches Schiff vorbeifährt, es wird geen-
tert“, kommentierte ein Darmstädter Blogger diese 
„Piratenmoral“.

Keine Pauschalierung der Kosten für 
Unterkunft und Heizung!

Eine Gesetzesänderung des hessischen Landtags hat 
Auswirkungen auf Hunderttausende einkommens-
schwache Haushalte in Hessen: Das „OFFENSIV-
Gesetz“ erlaubt nun, für Wohnung und Heizung nicht 
die tatsächlich entstandenen Kosten zu zahlen, son-
dern nur eine Pauschale. Betroffen sind alle Empfänger 
und Empfängerinnen von Hartz IV und Grundsicherung.

Hier können soziale und politische Gruppen gemein-
sam mit KommunalpolitikerInnen vor Ort unsere
 

sozialpolitischen Argumente und Forderungen
nutzen, denn es besteht keine Verpflichtung der 
Kommunen und Kreise, dies auch umzusetzen! 
Die Kosten der Unterkunft und Heizung müssen also 
nicht zu Ungunsten der Betroffenen pauschaliert
werden.

Sollten  die anderen Parteien aber wieder Geld bei 
Arbeitslosen und Bedürftigen einsparen wollen, 
dann können wir dagegen halten.		   
	

„Krisenlasten“ und „Konsolidierungszwang“ werden nach unten heruntergebrochen. Über das 
Sparen bei den Ärmsten und wie man politisch etwas dagegen tun kann. Vor Ort gegen Sozialabbau: DIE LINKE. Wetterau 

warnt vor dem Aushungern des Landeshaushalts

Hilfen dazu gibt es auch in einer Arbeitsmappe auf der 
Landes-Hompage www.die-linke-hessen.de	  
Unterstützung für Aktionen und Anträge vor Ort gibt
auch der Landesvorstand über die Landesbüros in 
Frankfurt und Kassel (Kontakt siehe Impressum).


